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LONDON/WIEN. Seit dem Bre-
xit-Referendum vor zwei Jahren 
ist laut Bank of England bereits 
ein Wachstumsverlust von 2% 
entstanden. Jeder Haushalt in 
Großbritannien hat einen Wohl-
standsverlust von umgerechnet 
rund 1.000 € hinnehmen müssen.

Brexit-Gegner haben für UK 
folgende Kosten ermittelt: Ein 
„Hard-Brexit“ würde mit 284 
Mrd. € zu Buche schlagen, „Soft-
Brexit“ 147 Mrd. und ein „Exit 
vom Brexit“ 57 Mrd. € kosten. 

„Tory Brexiteer“ erwarten, 
dass die Rückkehr zu WTO-
Regeln zu einem Wachstums-
verlust von 8% auf 15 Jahre 
führen wird. Doch sogar ein 
Hard-Brexit wäre für die briti-
sche Wirtschaft, deren aktuelle 
Staatsverschuldung bei ca. 85% 
des BIP liegt, zu schaffen. So 
könnten etwa durch steuerliche 
Maßnahmen die Mehrkosten für 
Zölle und deren Administration 
verringert oder mittels niedri-
gerer Unternehmenssteuern der 
Standort UK attraktiver werden.

Das sind die Verlierer
Zahlreiche Firmen planen mit 
Blick auf den unsicheren Aus-
gang des Brexits, auf Lager zu 
produzieren bzw. Standortver-
änderungen vorzunehmen.

Für die EU erwartet der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) 
bei Zustandekommen eines Han-
delsabkommens zwischen der 
EU und UK (= „Deal“) einen lang-
fristigen EU-Wachstumsverlust 
von 0,8%. Sollte UK zu den WTO-
Regeln (= „No Deal“) zurückkeh-
ren bzw. diese neu verhandeln, 
würde der Rückgang rund 1,5% 
betragen; Irland wäre mit einem 
Minus von rund 4% am stärksten 
betroffen. 

Verlierer des Brexits sind 
weiters insbesondere die Auto-
industrie in Deutschland, die 
Landwirtschaft in Frankreich 
und Italien sowie britische Re-
gionen mit großen Exportindus-
trien.

Sollte ein Abkommen unter 
Wahrung der jeweiligen Interes-
sen zustandekommen und somit 
eine neue Partnerschaft begrün-
det werden, wäre dies ein posi-
tives Signal für die Märkte, etwa 

für die Aktienkurse. Bei einem 
„Hard-Brexit“ („No-Deal“) sind 
zunächst starke Markt-Volatili-
täten zu erwarten, schreibt das 
Bankhaus Krentschker. 

In UK gibt es derzeit ver-
mehrt Stimmen, die eine neu-
erliche Brexit-Abstimmung 
befürworten. Nach aktuellen 
Umfragen würden derzeit 46% 
für einen Verbleib und 41% für 
einen Austritt aus der EU stim-
men. (pj)

WIEN. Bankgeschäfte unterlie-
gen zahlreichen Sonderregeln, 
die häufig novelliert werden. 

Unkenntnis oder Missachtung 
dieser Regeln können Banken und 
Berater teuer zu stehen kommen. 
Für einen Überblick auf aktuel-
lem Stand sorgt das neue „Pra-
xishandbuch Bankgeschäfte“ 
von Christoph Urbanek, das so-
eben bei Manz herausgekommen 
ist (ISBN 978-3-214-05221-8,  

42 €).Es behandelt Konzession, 
Bankgeheimnis und Verhaltens-
pflichten von Banken und wid-
met sich detailliert den einzelnen 
Bankgeschäften wie z.B. Einla-
gen- und Kreditgeschäft, Konto 
und Zahlungsverkehr, Depotge-
schäft und Wertpapieremission, 
Bausparen, Investment- und Ka-
pitalfinanzierungsgeschäft (inkl. 
Crowdinvesting) sowie Zahlungs-
dienste (inkl. ZaDiG 2018). (pj) Das Praxishandbuch ist eine gute Arbeitsunterlage auch für Bankrechtsexperten.
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Deal or No Deal? 
Solange der Modus des für den 29. März 2019 bevorstehenden  
Brexit noch nicht fix ist, herrscht große Unsicherheit.

Bankgeschäfte im Griff
Für Unternehmen, Bankangestellte, Rechtsanwälte …

Die Zeichen in den Brexit-Verhandlungen stehen aktuell eher auf „Deal“ – aber das muss natürlich nicht so bleiben …


